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Prolog

Ja, wir leben in turbulenten Zeiten. Alte Gewissheiten gelten 
nicht mehr. Die Hoffnung auf eine fortschreitende globale 
Demokratisierung und eine dauerhafte Weltfriedensordnung, 
wie sie noch vor Jahren möglich zu sein schien, hat sich auf-
gelöst. Stattdessen Krieg, Flucht, Hunger. Dazu das menschen-
gemachte Klimadesaster. Man könnte angesichts dieser Wirk-
lichkeiten zum Zyniker werden – kopfschüttelnd den Zustand 
der Welt als Beleg für die unüberwindbare Dummheit der 
Menschen betrachten. Die Entwertung der Welt schreitet vo-
ran – die Entwertung von Demokratie, die Entwertung von 
Frieden, die Entwertung von Menschenwürde. 

Was tun? Was spendet Hoffnung und Trost? Gläubige Men-
schen haben hier einen Heimvorteil, im besten Fall wartet das 
himmlische Paradies. Der liebe Herrgott als Wegbegleiter, 
Hoffnungsträger und Sinnstifter; eine schöne Vorstellung, vor 
allem für jene, die nicht gern allein unterwegs sind. Für all 
jene aber – und ich fühle mich hier zugehörig –, für die das 
kein akzeptables Versprechen ist, bleibt nur der irdische Irrgar-
ten.

Doch der Mensch ist Kant zufolge aus »krummem Holz« 
gemacht, aus dem »nichts Gerades gezimmert« werden kann. 
Er ist gierig, selbstbezogen, machtbewusst, opportunistisch, 
wankelmütig, verführbar. Kurzum: von Natur aus ein moralisch 
zweifelhafter Egoist. Keine guten Aussichten. 
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Nun gibt es Stimmen, die meinen, Politik müsse nicht nur 
Probleme lösen, sondern auch Sinn stiften. Von Werten und 
Leitkultur ist die Rede. Ich bin da entschieden anderer Ansicht: 
Dafür mag Religion zuständig sein (ich bin gottlos glücklich), 
nicht aber Politik. Am besten ist es, man kümmert sich um die 
eigene Sinnstiftung. Wir müssen schon selbst mit uns zurecht-
kommen. Es braucht also eine gute Balance, einen moderaten 
inneren Dialog zwischen Selbstzweifel und Selbstbewusstsein. 
Einen Pakt zwischen dem ICH und dem WIR. Eine produktive, 
friedliche Koexistenz.

Eine offene Gesellschaft lebt von Veränderung, von Aus-
einandersetzung, Debatte und Aufklärung. Aber Aufklärung 
ist kein Selbstzweck, kein Dogma, sondern eine Haltung, ein 
»Ethos«, wie Michel Foucault es formuliert. »Systemrelevant« 
sind Menschen, die sich trauen, die aufbegehren, gegen tra-
dierte Denkmuster und Politschablonen andenken und neue 
Möglichkeiten und Perspektiven entwerfen. So sehr unsere 
Demokratie auf Konsens angelegt ist, es braucht Gegenrede 
und Widerstreit. Andauernd und unüberhörbar. Das ist der 
Sauerstoff für die Demokratie. 

Es geht in diesen Zeiten (war es je anders?) darum, unsere 
offene Gesellschaft gegen ihre falschen Freunde und richti-
gen Feinde zu verteidigen. Gleich ob von rechts oder links. 
Gegen politischen Fanatismus und religiösen Wahn. Gegen 
Geschichtsvergessenheit und Populismus. Ich plädiere für 
plausible, rationale Argumente statt Bauchgefühl. Ideal, wenn 
beides wohldosiert zusammenkommt, dann stehen die Chan-
cen gut, die Wirklichkeit zu bewältigen. 

Die wichtigste Voraussetzung, um Wirklichkeit zum Bes-
seren zu verändern, besteht darin, diese ungeschönt zur Kennt-
nis zu nehmen. Schlichte Hoffnung und naiver Optimismus 
sind die Totengräber vieler guter Ideen gewesen. Es gibt kei-
ne schnellen Lösungen. 



Wie wir mit all dem zurechtkommen, als Einzelne und Ein-
zelner? In jedem Fall sollten wir uns nicht zurückziehen ins 
Private, gleichgültig werden, auf Besserung hoffen, statt ak-
tiv zu werden. Vor allem: Wir sollten uns vergegenwärtigen, 
dass populistische Heutige und Ewiggestrige nach wie vor 
eine Minderheit sind, freilich eine laute.

Die nachfolgenden Essays, Kommentare und Reportagen 
sind eine Aufforderung zur Verteidigung der offenen Gesell-
schaft und eine Ermunterung zum produktiven Streit. Veröf-
fentlicht wurden sie in den letzten Jahren in Tageszeitungen, 
Zeitschriften und auf Online-Magazinen. Hier erscheinen sie 
in der Originalfassung (Erscheinungsort und Datum finden 
sich im Anhang) – und sollen allesamt als Plädoyer gegen 
jede Form ideologischer Beschränktheit und Demokratiever-
achtung gelesen werden.



DEMOKRATIE UND RECHTSTAAT

Über das Streiten und 
das Versöhnen
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Streiten? Unbedingt!

Demokratie ist eine Zumutung. Sie ist anstrengend, langwie-
rig, bisweilen schlicht ermüdend. Viel bequemer ist es, wenn 
ein vermeintlich starker Mann (seltener, eine starke Frau …) 
durchregiert, wenn man sich als Bürger und Bürgerin nicht 
allzu viele Gedanken machen muss. Genau mit diesem Ver-
sprechen einer radikalen Reduktion von Komplexität locken 
die Feinde der Demokratie. Sie locken mit der Unfreiheit. Den-
noch wollen die Menschen in großer Mehrheit in Demokra-
tien leben. Je deutlicher sich die Feinde der Demokratie zu er-
kennen geben, umso kostbarer erscheint ihnen ihre Freiheit.

Freiheit – wer würde bezweifeln, dass sie den Kern von 
Demokratie bildet? Demokratie ermöglicht nicht nur Freiheit, 
sie ist selbst Ausdruck von Freiheit. Der Begriff stellt so etwas 
wie ihre Leitwährung da. An ihm müssen sich Institutionen 
und Verfahren messen lassen. Auf den ersten Blick scheint es 
so, als könne man sich – unter Demokratinnen und Demo-
kraten – einvernehmlich auf den Wert der Freiheit einigen. 
Freiheit ist ein Schlüsselbegriff der Moderne, der die philoso-
phischen und politischen Debatten wie ein Gravitationszen-
trum zusammenhält. Aber was genau wir mit Freiheit meinen, 
ist äußert unklar, mitunter heftig umstritten. Besteht Freiheit 
darin, ohne Geschwindigkeitsbeschränkung auf deutschen 
Autobahnen fahren zu dürfen? Oder umgekehrt darin, von der 
Belästigung und Gefährdung durch Raser »frei« zu sein?
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Es gibt nicht wenige Stimmen – und es sind oft die lautes-
ten –, die vor allem diese individuelle Freiheit verabsolutieren. 
Das Recht auf Anspruch auf individuelle Freiheit wird dann 
zur absoluten Größe: etwa bei der Impf-Freiheit. Wie auch 
immer man die staatliche Reaktion auf die Pandemie einschät-
zen will, als hysterisch, planlos, übertrieben oder aber als an-
gemessen, klug und weitsichtig: Das Beispiel zeigt, was demo-
kratische Politik heute im Kern umtreibt: die Frage nach der 
angemessenen Interpretation des Begriffs Freiheit. Genau die-
se Frage stellte die Pandemie. Oder allgemeiner: Sie stellt sich 
vor allem in Krisenzeiten.

Nun ist es eine Tatsache, dass wir in einem permanenten 
Krisenmodus leben. Die einzige verlässliche Erwartung an die 
Zukunft besteht darin, dass weitere Krisen auf uns zukommen 
werden: Corona, Krieg, Klima: Alte Gewissheiten verlieren 
ihre Gültigkeit, etwa die vom steten Wachstum, Frieden und 
Wohlstand. Die Wirklichkeit stellt uns vor die Frage, was uns 
das Leben in Freiheit eigentlich wert ist – und wie es um un-
sere Solidarität, um unseren Gemeinsinn wirklich bestellt ist?

Ist Demokratie nur ein Mechanismus, der es erlaubt, per-
sönliche Selbstentfaltung, ökonomischen Wohlstand und ein 
individuelles »Streben nach Glück« zu ermöglichen? Oder 
geht es um mehr? Um ein Leben in Würde, ein Leben ohne 
Angst, ein Leben in Sicherheit? Was wollen wir uns zumuten, 
um diese Errungenschaften zu verteidigen, rhetorisch und 
politisch im Inneren, notfalls militärisch nach außen? In Zei-
ten, in denen führende Politiker unablässig verkünden, dass 
es mehrere Milliarden brauche, um die deutschen Streitkräfte 
»kriegstüchtig« zu machen, und – ebenso selbstverständ-
lich – 6,7 Milliarden Euro fordern, allein im Jahr 2025.

Die weltweiten Krisen und Konflikte hinterlassen ihre Spuren: 
Laut einer Umfrage zum »Bedeutungswandel von Werten«, 
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das die GKF (Institut für Marktentscheidung) 2024 durchführ-
te, sind 68 Prozent der Befragten der Meinung, dass Sicherheit 
mehr Bedeutung haben wird. Nur vier Prozent glauben, dass 
dieser Wert weniger wichtig sein wird. Damit liegt Sicherheit 
auf dem ersten Platz. Und Sicherheit meint nicht allein die 
persönliche, sondern auch nationale Sicherheit. Der Krieg in 
der Ukraine markiert eine »Zeitenwende«, so der Bundeskanz-
ler, und die Mehrheit der Deutschen scheint zu akzeptieren, 
dass diese gesellschaftliche Wirklichkeit ihren Preis hat. Ein 
milliardenstarkes Hochrüstungspaket für die Verteidigung 
provoziert kaum Widerspruch. Jahrzehntelang war unser Land 
im pazifistischen Wolkenkuckucksheim angesiedelt, wir Deut-
schen hielten uns raus und verweigerten jegliches Nachden-
ken über militärische Wirklich- und Notwendigkeiten. Sicher-
heit und Freiheit, alles, was eine Demokratie zusammenhält, 
hielten wir für den normativen, staatlich garantierten Dauer-
zustand. Ganz so, als gäbe es darauf einen Rechtsanspruch.

Festzuhalten ist: Eine Demokratie ist eben mehr als eine Ser-
vice-Einheit oder ein All-inclusive-Angebot zur freien Verwen-
dung – möglichst kostengünstig und von der Steuer absetzbar. 
Wenn wir uns darauf verständigen können, dass Demokratie 
nicht das ist, worauf die Bürgerinnen und Bürger Anspruch 
haben, sondern etwas, das uns in Anspruch nimmt – dann 
sind wir demokratiefähig. Nicht behelligt zu werden, sich nicht 
interessieren zu müssen, sich auf die bloße Beobachtung zu-
rückzuziehen, allein auf seine Work-Life-Balance, auf die kor-
rekte Entsorgung des Bio-Mülls oder laktosefreien Joghurt zu 
achten, nicht aber auf den Zustand gesellschaftlicher Wirk-
lichkeit – das ist keine Option. Demokratie verlangt und ver-
dient mehr.

Sie ist eine Zumutung, weil sie andauernder, empathischer 
Zuwendung bedarf. Sie lebt von Teilnahme und Teilhabe, von 
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Verpflichtung und Verantwortung. Vom ICH zum WIR – das 
ist die Formel, die sich eine demokratische Gesellschaft im 
besten Falle selbst auferlegt. Sie beruht auf den Werten: Frei-
heit und Gleichheit – und aus diesen Werten ergibt sich 
eine Logik der demokratischen Repräsentation, die mit Wah-
len geregelt wird.

Wahlen sind nicht Voraussetzung der Demokratie, sie sind 
eine Konsequenz der Demokratie – und eine Folge der Dis-
kussion darüber, wie das Zusammenleben einer Gesellschaft 
organisiert werden soll.

Zu unserer freiheitlichen Gesellschaft gehört, dass Men-
schen ihr Herz ungestraft an Dinge hängen dürfen, über die 
andere nur den Kopf schütteln können. Denn: Es gibt nicht 
nur eine Sicht auf die Welt, auf die Wirklichkeit und die Sinn-
haftigkeit des Lebens – auf das Zweckmäßige, auf das Not-
wendige. Demokratie heißt: Weltanschauungs-Freiheit. Im 
Kern beinhaltet sie den Gedanken, dass Individuen zentrale 
Rechte besitzen: körperliche Unversehrtheit, Meinungs-Rede-
Freiheit, Religionsfreiheit, Recht auf Eigentum. Die Instanz, 
diese Rechte zu schützen, ist der Staat. Wir nennen ihn Rechts-
staat. Unser Rechtsstaat ist aber nicht nur ein verbindliches 
Instrument zum Schutz des Individuums. Er ist auch Garant 
dafür, Interessengegensätze zu moderieren.

Statt einer Ethnie, einer Klasse oder einer Religion hier ein 
Monopol auf Wahrheit zuzusprechen, vertraut der Rechtsstaat 
auf die Stärke des produktiven Streits, auf die Stärke des bes-
seren Arguments – und auf einen gesellschaftsbefriedenden 
Konsens. Auf der Basis absoluter Wahrheitsansprüche ist De-
mokratie gar nicht möglich: Über Wahrheiten lässt sich nicht 
abstimmen. Wahrheiten sind nicht mehrheitsfähig und Inte-
ressen sind nicht wahrheitsfähig.

Und weil Interessen nicht wahrheitsfähig sind, entschließt 
sich die Demokratie, die verbindliche Entscheidung nicht über 
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Wahrheitsansprüche zu begründen, sondern durch Verfah-
rensregeln: Gelten soll das, was die Mehrheit für richtig hält. 
Und es gilt so lange, bis eine neue Mehrheit etwas anderes 
beschließt.

Unsere Verfassung formuliert das, was in einer Gesellschaft 
Geltung beansprucht, und dieser Geltungsanspruch gilt für 
alle und jeden, unabhängig davon, ob er am Entstehen dieser 
Überzeugung beteiligt war oder nicht, unabhängig davon, ob 
ihm diese besonders vorteilhaft oder eher schwierig oder läs-
tig erscheint. Entscheidend sind ausschließlich die rechtlich 
formulierten, für alle verbindlichen, gegebenenfalls auch ein-
klagbaren Geltungsansprüche einer Verfassung.

Und noch eine Differenzierung kann hilfreich sein: Demo-
kratie ist nicht unbedingt Gemeinschaft. Demokratie ist vor 
allem Gesellschaft – also das Aufeinandertreffen unterschied-
licher Interessen, Sichtweisen und Meinungen. 

Unsere Verfassung ist Text und Ideal zugleich. Sie allein gibt 
den verbindlichen Rahmen unseres Zusammenlebens, unseres 
Gemeinwesens vor: nicht die Bibel, nicht der Koran – auch 
nicht die Vereinssatzung des FC Bayern München. Ja, es wird 
viel protestiert im Land: Zu sogenannten Montags-Demos 
und Bürger-Spaziergängen trifft sich – vor allem im Osten 
des Landes – eine zornige Bürgerschaft, die gegen alle Miss-
stände und gegen alles vermeintlich Ungerechte dieser Re-
publik lautstark und mitunter historisch ahnungslos das Ende 
einer »Berliner-Diktatur« fordert. Was geht hier vor? Wirklich-
keitsignoranz, Demokratieverachtung oder Verschwörungs-
phantasma, im schlimmsten Fall ist es eine Melange aus allem. 
Corona-Kritiker mit Blumenketten, Künstlerinnen, die natur-
wissenschaftliche Erkenntnisse infrage stellen, Journalisten, 
die sich als Rebellen gegen angebliche Sprechverbote insze-
nieren. Eine wirre, wahnhafte Protest-Bürger-Polonaise …



20

Einerseits: Wir könnten alle diese Formen des Aufbegeh-
rens und Protests als Zeichen einer vitalen Demokratie, einer 
intakten Zivilgesellschaft deuten … Es wird nicht zu viel ge-
stritten und protestiert, allenfalls häufig zu niveaulos, zu vul-
gär, zu egomanisch, zu überheblich, zu geschichtsvergessen. 
Anderseits. Demokratie ist eine fragile Konstruktion. Demago-
gen, Populisten Verschwörungserzähler und Untergangspro-
pheten jeglicher Couleur erkennen und nutzen ihre Chance, 
sie zu schwächen. Und viele folgen ihnen bereitwillig.

Politisches Versagen, gepaart mit Verantwortungslosigkeit, 
generiert Misstrauen. Und stärkt Populisten, vor denen uns 
die Politprominenz doch beständig warnt – um dann ihrer-
seits einiges dazu beizutragen, dass immer mehr Menschen 
den Glauben an die Politik und das Parteiensystem und vor 
allem an die Steuerungsfähigkeit der Politik verlieren. Die 
Mehrheit der demokratisch gesinnten Bürgerinnen und Bür-
ger wissen, es muss sich vieles ändern. Zugleich wollen sie 
ihren alten Alltag zurück. Daher wächst das Misstrauen gegen 
»die da oben« und schleicht sich die Überzeugung ein, unsere 
Demokratie sei unfähig, die jetzigen Probleme zu lösen. Auf
dieser Grundlage gibt es eine Annäherung an die Narrative
von rechts außen.

Wo aber Vertrauen fehlt, entstehen Enttäuschung, Rückzug, 
Ignoranz. Es folgt Teilnahmslosigkeit. Geringe Wahlbeteili-
gungen sind deutliche Zeichen. Auch das Votum für populis-
tische Parteien. In einer Insa-Umfrage vom Juni 2024 kommt 
die AfD bei den im September staatfindenden Landtagswah-
len in Thüringen auf 30 Prozent. Zur Erinnerung: Der Vorsit-
zende der dortigen AfD heißt Björn Höcke. Kein guter Zustand. 
Aber nicht allein die Verweigerung, an Wahlen teilzunehmen, 
und ein zweistelliges Votum für eine nationalistische, demo-
kratieverachtende Partei sollten uns sorgen. Ein neuer Protest-
typus hat in den politischen Diskurs Einzug gehalten.
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Ich nenne ihn den/die libertäre/n Autoritäre/n. Er oder sie 
verklärt politisch nicht die Vergangenheit oder sehnt sich nach 
der starken Hand des Staates, sondern streitet lautstark für 
individuelle Freiheiten. Etwa frei zu sein von Rücksichtnahme, 
von gesellschaftlichen Zwängen – und frei von gesellschaft-
licher Solidarität. Dieser libertäre Autoritarismus ist eine Fol-
ge der Freiheitsversprechen der Spätmoderne: Mündig soll 
er sein, der Einzelne, dazu noch authentisch und hochgradig 
eigenverantwortlich. Gleichzeitig erlebt er sich als zunehmend 
macht- und einflusslos gegenüber einer komplexer werden-
den Welt. Das wird als Kränkung erfahren und äußert sich in 
Ressentiment und Demokratiefeindlichkeit.

Der Ruf nach alleiniger individueller Souveränität aber ist 
eine Bedrohung für eine Gesellschaft der Freien und Glei-
chen – und die Verleugnung einer geteilten Realität. In die-
ser Rolle – das darf man festhalten – gefällt sich der etablier-
te Mittelstands-Hedonist, beruflich erfolgreich, gut versorgt 
und von akuten Armutsängsten weitgehend verschont, auch 
er mischt munter mit – mit pauschaler Politikhäme und De-
mokratieverachtung. Populismus verfängt auch auf dem Golf-
platz. Wir müssen aufpassen, welcher Auslöser den demokra-
tischen Himmel verdunkelt. Gesellschaften können Zivilität 
lernen – und verlernen. Es gibt einen Prozess der Ent-Demo-
kratisierung, der Ent-Solidarisierung, der nur schwer reversi-
bel ist.

Ich bin in Frankfurt am Main aufgewachsen und politisch 
sozialisiert worden. In Frankfurt wurde und wird immer gestrit-
ten. Engagiert und leidenschaftlich. Laut und zornig. Intensiv 
und kreativ. Rauh und militant. An Anlässen herrschte kein 
Mangel: gegen Startbahn-West, für bezahlbaren Wohnraum. 
Für und gegen eine neue Altstadt, für eine andere Verkehrs-
politik, gegen einen völlig überforderten Oberbürgermeister, 
der für die große Mehrheit eine Zumutung ist, aber sich selbst 



22

penetrant großartig fand. Jetzt hat ihn die Frankfurter Bürger-
gesellschaft abgewählt.

Streit gehörte und gehört zum Sound der Stadt. Und das ist 
gut so.

Streit ist – ob in Frankfurt oder anderswo – der Sauerstoff 
für eine offene, liberale Stadtgesellschaft. Dissens, Aufbegeh-
ren, Widerstand sind keine Untugenden in einer freien Gesell-
schaft, sondern deren Grundlage. Streit ist konstitutiv für die 
Demokratie – auf allen Ebenen: privat, kollektiv, institutionell. 
Unsere Demokratie lebt von der Kontroverse. Nur durch stän-
dige öffentliche Debatte können wir die unterschiedlichen 
Interessen erfolgreich koordinieren. Nur im Streit klären wir, 
was uns als Gesellschaft wichtig ist, welche Werte wir grund-
sätzlich vertreten wollen und welche politischen Entscheidun-
gen wir als Gesellschaft zu tragen bereit sind. Am Ende aber 
steht der Kompromiss. Er darf nicht der Anfangspunkt einer 
streitbaren Diskussion sein, sondern deren Endpunkt.

Freilich, nicht jeder Streit ist anregend, erhellend und klug. 
Vor allem auf digitalen Plattformen wird beleidigt, gepöbelt, 
denunziert und erniedrigt. Von links und von rechts – und 
auch aus der sogenannten schweigenden Mitte. Ein mitunter 
schwer erträglicher rechtsfreier Echoraum, in dem Hass-Tira-
den als freie Meinungsäußerung reklamiert werden.

Ob es um Corona, den Klimawandel oder die Größe des 
Publikums bei den Montagsdemos geht, wir sollten »alterna-
tive Fakten« nicht leichtfertig als Versatzstücke einer Paral-
lelwelt verstehen, sondern als gezielte Nebelkerzen im Kon-
text polarisierter Debatten. Sie wirken nicht als Beitrag zur 
Konstruktion einer alternativen Realität, sondern als kommu-
nikative Realitätsdestruktion, die es erlaubt, wider besseres 
Wissen weiterzumachen wie bisher.
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Auch in TV-Talkshow-Politrunden ist man gern auf Radau 
aus. Schon die Auswahl des Teilnehmerkreises folgt dieser Dra-
maturgie. Hier scheinen differenzierte Positionen weniger ge-
fragt zu sein als laute Diskurs-Trompeten, die ihren Standpunkt 
möglichst schrill vorstellen. Der Volksmund sagt – möglicher-
weise aus gutem Grund: »Wer schreit, hat unrecht«. Wobei 
wir ebenfalls wissen: Auch im leisen, sanften Ton versteckt 
sich oft die gemeine Lüge, die rhetorische Falschmünzerei, die 
bornierte Besserwisserei …

Wie und wodurch aber kann ein produktiver, ein erkennt-
nisreicher, guter Streit entstehen? Das Formulieren der eige-
nen Position, der Haltung, der These, des Gedankens, also 
das Deutlichmachen, wofür man steht, ist der erste Schritt ei-
nes produktiven Streits. Wenn alle Beteiligten den gleichen 
Raum und die gleiche Aufmerksamkeit bekommen, dann kann 
ein guter Streit beginnen.

Hierzulande gilt der oft beschworene »Grundkonsens der 
Demokraten« als das stabilisierende Fundament der Nach-
kriegsrepublik. Statt Streiterei und Debatte wünscht man sich 
Kompromiss und Konsens. Aber Vorsicht: Zu viel – vor allem 
zu leicht und schnell erreichter – Konsens begünstigt scha-
len Opportunismus, er belohnt Kritiklosigkeit, er bedroht die 
Individualisierung des Denkens. Darum: Konformismus statt 
Pluralismus.

Doch Konsens ist kein Allheilmittel. Neues entsteht nur 
da, wo ausgeschert wird: aus eigener Denkfaulheit, eigenen 
Denkschablonen. Nicht im Konsens, sondern in der Freiheit, 
diesen Konsens immer wieder infrage zu stellen, liegt der nor-
mative Kern einer Demokratie. Streit ist systemrelevant. 

Zu guter Letzt: Man möchte wohl, aber kann (und muss!) 
nicht – das wissen wir alle – mit jedem streiten. Fanatiker, 
Extremisten und Populisten hören ohnehin nicht gern zu. Sie 
interessieren sich nicht für die Meinungen anderer. Bewegen 
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sich lieber in ihren abgeschotteten Echoräumen. Sie scheuen 
den Dialog. Sie sind Autisten. Man braucht nicht die Mühsal 
des Streitens auf sich zu nehmen, wenn keinerlei Dialog- und 
Kompromissbereitschaft bei den Beteiligten vorhanden ist. 
Mit Menschen zu diskutieren, die das Recht auf eine eigene 
Meinung mit dem Recht auf eigene Fakten verwechseln, macht 
die Angelegenheit eher mühsam und unergiebig.

Nicht alles, was sich als Toleranz ausgibt, genügt ihren An-
sprüchen. Toleranz ist insofern eine besonders anspruchsvolle 
Haltung, da sie leicht zur Legitimation von Gleichgültigkeit 
werden kann. Toleranz beginnt mit der Wahrnehmung des An-
deren, der anderen Überzeugungen, der anderen Interessen, 
der anderen Auffassungen und Meinungen. Eine Toleranz, die 
nur das eigene gesellschaftliche und politische Gesichtsfeld 
respektiert, ist wertlos und öde. Intoleranz und Denken im 
Gleichschritt – nichts ist schlimmer und wirkt demokratie-
feindlicher.

Und kultiviertes, produktives, emphatisches Streiten? Es 
will gelernt, geübt und gepflegt werden. Demokratie ist eine 
Zumutung, lautete der erste Satz dieses Textes. Wir sollten 
darin ein Zukunftsversprechen sehen.

(August, 2022)
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Unsere Demokratie braucht den  
produktiven Streit, die Gegenrede und  

die öffentliche Debatte. Das ist der  
Sauerstoff für die Demokratie. Helmut 

Ortners Essays verstehen sich als  
Plädoyers für die Verteidigung einer 

offenen, demokratischen Gesellschaft –  
gegen rückwärtsgewandte Popu- 

listen, verschwurbelte Verschwörungs-
Erzähler und religiöse Fanatiker. 

»Kluge Zeit-Diagnosen  
und pointierte 

Zeit-Reflexionen: 
Eindringlich, hellsichtig 

und provokant.«
Focus
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